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Dokumententyp: Kurzinformation 
Titel: Recht auf Schwangerschaftsabbruch im deutschen 
Verfassungsrecht 

 

Das Grundgesetz beinhaltet keine ausdrückliche Regelung, die einer Frau das Recht auf Schwan
gerschaftsabbruch gibt.  

Die deutsche Rechtssetzung zum Schwangerschaftsabbruch basiert auf einer Abwägung der ver
fassungsrechtlich festgeschriebenen Grundrechte der schwangeren Frau (Allgemeines Persönlich
keitsrecht, Art. 1 Abs. 1 i.V.m. Art. 2 Abs. 1 Grundgesetz [GG], und Recht auf Leben und körperliche 
Unversehrtheit, Art. 2 Abs. 2 GG) und des Embryos/Fötus (Recht auf Leben, Art. 2 Abs. 2 GG, und 
Menschenwürde, Art. 1 Abs. 1 GG). Diese werden im geltenden Recht zu einem möglichst scho
nenden Ausgleich gebracht. 
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